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Bonn, den 30. November 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Richtlinie des Rats zur Änderung der Richtlinie des 
Rats vom 5. November 1963 über die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für konservierende 
Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 18. November 1966 dem Herrn Prä- 
sidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Da die bisherige Regelung nur bis zum 31. Dezember 1966 Gel- 
tung hat, ist mit einer Verabschiedung des oben genannten 
Vorschlages durch den Rat bis zum Jahresende zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Dr. Schröder 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Änderung der Richtlinie des Rats vom 5. November 1963 
über die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
für konservierende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet 

werden dürfen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 5 Buchstabe b) der Richtlinie des 
Rats vom 5. November 1963 über konservierende 
Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dür- 
fen^), geändert durch Artikel 1 der Richtlinie des 
Rats vom 23. Dezember 1965 2), können die Mit- 
gliedstaaten bis zum 31. Dezember 1966 die inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften beibehalten, welche 
die Oberflächenbehandlung von Zitrusfrüchten mit 
Diphenyl, Orthophenylphenol und Natriumortho- 
phenylphenolat regeln. 

Könnten die mit den genannten Stoffen behandel- 
ten Zitrusfrüchte in der Gemeinschaft nicht mehr 
vermarktet werden, so wäre die Versorgung der von 
den Produktionszentren weit entfernten Gebiete mit 
Zitrusfrüchten völlig unzureichend und würde wäh- 

b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12 
vom 27. Januar 1964, S. 161/64 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 222 
vom 28. Dezember 1965, S. 3263/65 


rend bestimmter Jahresabschnitte sogar unter- 
brochen. 

Bis zum Ende des Jahres könnten nicht alle Ver- 
fahren des Gemeinschaftsrechts und innerstaatlichen 
Rechts ordnungsgemäß durchgeführt werden, die 
notwendig sind, um die fraglichen konservierenden 
Stoffe in einheitlicher Weise und in der gesamten 
Gemeinschaft zuzulassen, Um den Mitgliedstaaten 
die weitere Anwendung ihrer einschlägigen Rechts- 
vorschriften zu ermöglichen, erscheint es daher not- 
wendig, die am 31. Dezember 1966 auslaufende Frist 
bis zum 30. Juni 1967 zu verlängern — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 5 Buchstabe b) der Richtlinie des Rats vom 
5. November 1963 zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten für konservierende 
Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dür- 
fen, geändert durch Artikel 1 der Richtlinie des 
Rats vom 23. Dezember 1965, wird wie folgt geän- 
dert: 

Der Termin des 31. Dezember 1966 wird durch 
den des 30. Juni 1967 ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gc- 
1 richtet. 


2 



